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Problemstellung

Viele ältere Windenergieanlagen laufen ohne wirksame Abschaltungen und verursachen 
erheblichen Tierverlust insbesondere bei Fledermäusen und Vögeln.

Grundsatzurteil und offene Fragen

Das Bundesverwaltungsgericht bestätigte die Anwendbarkeit des Artenschutzrechts im Betrieb 
und behandelte wichtige offene Fragen, ließ aber auch Fragen offen

Erstellung eines Rechtsgutachtens zwecks Orientierung für die rechtmäßige Anordnung von 
Betriebsbeschränkungen zum Schutz der Tierwelt
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Verbot des Tötens geschützter Tiere

§ 44 Abs. 1 BNatSchG verbietet das Töten oder Verletzen besonders geschützter Tiere, auch 
ohne vorsätzliches Handeln. § 44 Abs. 5 BNatSchG definiert, wann eine Risikoerhöhung 
gegenüber dem Lebensrisiko rechtlich relevant ist.

Sonderregelungen für die Windenergie

§§ 45b und 45c BNatSchG regeln bundeseinheitliche Standards für Genehmigungen und 
Repowering-Vorhaben, ergänzt durch spezielle Regelungen für Beschleunigungsgebiete in 
§ 6b WindBG.

Eingriffsgrundlage im laufenden Betrieb

§ 3 Abs. 2 BNatSchG erlaubt Naturschutzbehörden, nachträgliche Anordnungen zu treffen.
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Bundesverwaltungsgerichts

BVerwG, Urteil vom 19. Dezember 2023 – 7 C 4.22 – BVerwGE 181, 186 ff. 

Fortwirkung des Artenschutzrechts: Das Artenschutzrecht bleibt bezogen auf nachträgliche 
Änderungen der Sach- und Rechtslage auch nach Genehmigung der Windenergieanlagen im 
laufenden Betrieb wirksam und anwendbar.

Befugnisse der Naturschutzbehörden: Naturschutzbehörden können auf Grundlage des 
§ 3 Abs. 2 BNatSchG nachträgliche Maßnahmen anordnen, um Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 
BNatSchG durchzusetzen.

Grenzen der Anordnungsbefugnis: Nachträgliche Anordnungen dürfen den Kern der 
Genehmigung nicht beeinträchtigen/keinen (Teil-)Widerruf bewirken und müssen 
verhältnismäßig sein. 
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Sachverhaltsermittlung und Signifikanz

Anforderungen an Sachverhaltsermittlung: Eine belastbare Feststellung der Risikoerhöhung 
erfordert eine konkrete Gefahrenbewertung, ein bloßer Verdacht genügt nicht.

Einordnung von Totfunden: Totfunde geschützter Arten sind Indizien, müssen aber mit Habitat, 
Verhalten und Flugrouten in Zusammenhang gesetzt werden.

Maßstäbe aus dem Genehmigungsverfahren: Für nachträgliche Betriebsbeschränkungen gelten 
grundsätzlich höhere Maßstäbe, da reale Betriebsdaten vorliegen/ermittelt werden können.

Besonderheiten im Fledermausschutz: Der Fledermausschutz berücksichtigt eine niedrigere 
Eingriffsschwelle (vgl. § 6b Abs. 5 Satz 2 WindBG).
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Verhältnismäßigkeit, Ausnahme und Kostenrisiken

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit: Die Verhältnismäßigkeit begrenzt das Ermessen der 
Naturschutzbehörde bei nachträglichen Anordnungen unter Berücksichtigung von 
Betreiberrechten und Artenschutz. Hierfür bietet § 45b Abs. 6 BNatSchG eine Orientierung.

Artenschutzrechtliche Ausnahme: Eine Ausnahme gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG kommt nur bei 
Überschreitung der Zumutbarkeitsschwelle in Betracht.

Kosten- und Haftungsrisiken: Nachträgliche Anordnungen lösen keine Entschädigung aus, 
bergen aber Risiken durch Amtshaftung und Prozesskosten bei Rechtsstreitigkeiten.
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Rechtliche Grundlage

Nachträgliche Betriebsbeschränkungen bei Windenergieanlagen sind nach § 3 Abs. 2 
BNatSchG zulässig, wenn sie dem Artenschutz dienen.

Sorgfältige Sachverhaltsermittlung

Eine einzelfallbezogene Risikoanalyse des Anlagenbetriebs ist erforderlich, um die konkrete 
Gefahr einer signifikanten Risikoerhöhung nachzuweisen.

Verhältnismäßigkeitsgrundsatz

Die einzelfallbezogene Abwägung zwischen Artenschutz und Betreiberinteressen ist zentral für 
die behördliche Entscheidung, wobei § 45b Abs. 6 BNatSchG eine Orientierung bietet.



Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

Rechtsanwalt Dr. Marcus Lau 
m.lau@fuesser.de
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